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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
dic miindliche Verhandlung vom 18. Mai 1967 unter Mit-
wirkung des Senatsprdsidenten Dr. Fiocher und der Bundes-
richter Dr. Norr, Dr. Bukow, Dr. Schulze und Fleck

fiir Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 12. Zivil-
gsenats des Oberlandesgerichts Miinchen vom

5. Juni 1966 wird aut Kosten des Kligers gzu-
riickgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien ~ der Kldger als Konkursverwalter -
streiten liber die Nichtigkeit einer Abfindungsverein-
barung nach § 138 BGB.

Der jetzige Gemeinschuldner war zusammen mit den Be-
klagten Mitglied einer Gesellschaft blirgerlichen Rechis.
Im Juli 1961 geriet er bei der Durchfithrung einey grileren
Siedlungeprojekts in finanzielle Bedridngnis. Um rasch zu
Geld zu kommen, schied er mit Zustimmung der Beklagten zunm
21. Jull 1961 aus der Gesellschaft aus.

Das Gesellschaftsvermbgen, an dem er zu 1/6 beteiligt
war, besteht aus einem Grundstiick mit einem im Jehre 1955
erbauten Geschiiftshaus. Den VWert dieses Vermdgens und damit
dic Hohe des Abtindungsguthabens berechneten die Beklagten
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vie folgt: Bodenwert gemdB einem Gutachten vom 30. Juli

1955 894 Q00 DM; Bebauungskosten 1 787 798 Dl = 2:68@-798,nk
abziiglich Verbindlichkeiten von 1 498 785,39 DM =

1 183 012,61 DM; davon 1/6 = 197 168,50 DM.

In einem an die Beklagten gerichteten "Angebot"
ging der spidtere Gemeinschuldner von dieser Berechnung
aus und fligte hinzu: Er sei damit einverstanden, dal
alle gegen ihn bestehenden Forddrungen der Gesellschaft
aufgerechnet wiirden, und erkenne an, daB die Beklagten
berechtigt seien, seine Forderung nach MaBgabe der
finanziellen und liquiden Mdglichkeiten zu erfillen,
dall also die Fdlligkeit abhi#ngig sei von Umsténden,
die beli der Gesellschaft l&gen. '

Die Beklagiten nahmen das Angebot an und zahlten
die gesemten 197 168,50 DM, nachdem sie ein Hypotheken-
darlchen aufgenommen hatten. Sie behaupten, fiir ihre
‘Gegenforderungen deshalb nichts abgezogen, sondern
diese dem Gemeinschuldner erlassen zu haben, weil
andererseits die Erhthung des Bodenwerts seit 1955,
die nux durch ein ncues Gutachten hdtte fesgtgestellt
werden kodnnen, unberilicksichtigt geblieben sei.

OYIN JJ B8 §§ YORU JURQUI)B(T S[& PUIS SUNJWIESS[19)1() I9P J[ID,], YONY :SIOMUTE]

Am 18, Juni 1962 ist iiber das Vermtgen des Gemein-
gschuldners das Konkursverfahren ertffnet worden.
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Der Kldger als Konkursverwalter meint, die Ab-
findungsvereinbarung verstofle gegen die guten Sitten,
sei insbesondere wucherisch. Er behsuptet: Der Boden-
vwert habe im Jahre 1961 mindestens 2,7 Mill. DM, der
Wart des Gesellschaftsvermbgens also mindestens 3 Mill. DM
betragen, so dafl die Beklagten dem Gemeinschuldner nicht

B JLaw - Gesetze und Urteile
ostenios (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store B

JLaw — fiir Android JLaw — fur iOS


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

RYe

rund 200 0CO, sondern 500 000 DM geschuldet hétten.
Gegenforderungen hédtten den Beklagten nicht zuge-
standen. Der Gemeinschuldner habe sich schon im
August 1961 in einer seine Existenz gef#hrdenden Not-
lage befunden und habe deshalb die Einholung eines
neuen Bodenwertgutachtens nicht abwarten konnen.
Alles das seli den Beklagten bekannt gewesen.

Mit der Xlage verlangt er zus#tzlich zu dem ge-
zahlten Avtindungsbetrag 50 000 DM nebst Zinsen.

Die'Beklagten machen insbesondere geltend, sie
und der Gemeinschuldner gseien davon ausgegangen, daB
der gezahlte Abfindungsbetrag angemessen sei.

Das Landgericht{ hat der Klage stattigegeben, das
Berutungsgericht hat sie abgewiesen.

Mit der Revisioun, um deren Zurlickweisung die Be-

klagten bitten, erstrebt der KlHger die Wiederherstel-
lung des erstinatanzlicnen Urteils. '

Entacheidungsgriinde:

Das Berufungsgericht hat offengelassen, ob Lelstung
und Gegenleigtung in einem auffédlligen MiBverhdlinis
stunden; denn es lasse sich jedenfalls nicht teststel-
len, dafl die Beklazten eine Notlage des Gemeinschuld-
ners im Sinne von § 138 Abs. 2 BGB ausgebeutet hitten
sder daB Umstdnde vorlédgen, die auflerhalb des Wucher-
tattestandes die Vereinbarung iiber den Abfindungsan-
gpruch als sittenvidrig erscheinen lieBen.
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Die Revision ist der Ansicht, das Berufungsgericht
hiabe damit die Absitze 1 und 2 des § 138 BGB zu eng aus-
gelegt und wesentliche Teile der Aussagen des Gemein-
schuldners und des Verireters der Beklagten zur Frage
der Notlage unberiicksichtigt gelassen.

Ihre Angriffe erweisen sich jedoch als unbegrindet.

Datei kann mit dem Berufungsgericht dahingestellt
bleiben, ob sich der Gemeinschuldner im September 1961 in
einer Notlage im Sinne von § 138 Abs. 2 BGB befunden hat
(vgl. dazu BGB-RGRK 11. Aufl. § 138 Apm. 20 und 21);

. denn auch wenn das zu btejahen ware, erweist sich das

Berufungsurteil alg richtig.

Die Beklagten und der Gemeinschuldner wuRten nicht,
wie hoch der Bodenwert zum 31. Juli 1961 war. Sie hétten
ihn durch einen Sachverstindigen ermitteln lassen miissen,
venn sie von ihm hdtten ausgehen wollen. Von dem sich dann

~ergevenden Abfindungobveteag hdtten die Béklagten ihre

Forderungen gegen den Gemeinschuldner, die der Hohe

nach gleichfalle noch zu kldren gewesen wiren, absetzen
und nach § 17 des Gesellschaftsvertrages verfahren kénnen,
der unter anderem bestimmte, dafl die Auszahlung nicht zu
Laaten der Grundstiickssubstanz zu erfolgen brauche und
dafB, wenn das ligquide oder durch Hypothekenaufnahme zu
erlangende Kgpital nicht ausreiche, der Ausscheidende
seine gangze Forderung oder einen entsprechenden Teil

bis zu 2 1/2 Jahren stunden miisse. Die Beklagten wiren
mit dieser Art der Auseinanderseizung einverstanden,
wdren insbesondere bereit gewesen, den Bodenwert zum

31, Juli 1961 ermitteln zu lassen.
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Dem Gemeinschuldner war aber an der sofortigen
Ausgahlung eines hinter seinem Abfindungsguthaben zu-
riickbleitenden Betrages mehr gelegen als daran, spidter
eine moglichst hohe Summe zu erhalten. Deshalb hat er
sich mit einer Abfindung nach dem Bodenwert zum 3C. Juli
1955 begniigt. Dafiir haben die Beklagten auf ihre Gegen-
forderungen verzichtet und sich vor allem bemiiht, durch
vorzeltige Abldsung der Hypothekengewinnabgabe und an-
schlieflende Aufnahme einer Hypothek von etwa 255 CGO DI
dem Gemeinschuldner mdglichst schnell zu seinem Gelde
zu verhelfen.

Die Vertragspartner sind, wie die Ausfiihrungen des
Berufungsgerichts ergeben, ibereinstimmend der Meinung
gewesen, auf diege Weise dem Gemeinschuldner mehr zu
dienen, als durch die genaue, aber langwierige Er-
mittlung des Abfindungsbetrages und seine Zghlung nach
§ 17 des Gesellschaftsvertrages. DaB sie sich dabei
vorgestellt hdtten, der Bodenwert sei vom %0. Juli
1955 bis zum 31. dJuli 1961 auf das Dreifache gestiegen,
hat das Berufungsgericht nicht festgestellt. Der Ge-
meinschuldner als mit den Verhdlinissen vertrauter
Architekt hat, obwohl die Beklagtem ihm drei Wochen
Zeit gelassen haben, ihr Angebot zu iberdenken, nach
geiner Aussage lediglich erkldrt, daB sich der Wert
von 1955 bis 1961 “erhsht habven diirfte". Die Vertrags-
partner haben, wie das Herufungsgericht ausdriicklich
sagt, unter Berlicksichtigung aller in Betracht kommen-
den Umstéinde eine Zahlung von 197 168,50 DM als aus-
reichend angesehen., Sie sind mithin nicht davon ausge-
gangen, der Gemeinschuldner erhalte fiir sein Ausschei-
den eine unungemegsen niedrige Abfindung.



Danach 148t sich den Keststellungen des Berufungs-
gerichts nicht entnehmen, der Vertreter der Beklagten
habe eine sich ihm bvietende Gelegenheit bewullt ausge-
nutzt, um fiir die Gesellschaft einen iiberméfligen Ver-
mogensvorteil zu erzielen. Ohne dieses Bewuflitsein aber
konn von einer Ausbeutung im Sinne von § 138 Abs. 2
BGB nicht gesprochen werden, auch wenn zwischen Leistung
und Gegenleistung objektiv ein auffHlliges MiBverh#éltnis
bestanden und sich der Gemeinschuldner in einer Notlage
befunden haben sollte.

o Damit entf#llt zugleich die Anwendung von § 138
Abs. 1 BGB, wie die Revision sie unter Hinweis auf
RGZ 150, 1 £f fir gerechtfertigt hdlt. Haben die Be-

~klagten gemeint, die Abfindung sei unter den obwalten-

den Umstidnden ausreichend, dann kann ihnen nicht nach-

- gesagt werden, sie hdtten aus einer verwerflichen Ge-

ginnung gehandelt., Es ist dann n#émlich nicht mdglich,
aus einem Mifverh#linis zwigchen Leistung und Gegen-
leistung und einer Hotlage des Gemeirschuldners auf
eine golche Gesinnung ~u schlieBen. In diesem Zu-
sammenhang ist wiederum von Bedeutung, daffi nicht ein-

- mal-der Gemeinschuldner bei der Vereiabarung des Ab-

findungshetrages geltend gemacht hatte, der Bodenwert
kénmnte innerhald der letzten sechs Jahre vor seinemt!
Auyscheiden auf das Dreifache angestiegen sein, und

dafl die Beklagten meinten, dem Gemcinschuldner durch
eine goforiige, wenn auch hinter dem wahren Wert seines
Gescellschaftsanteils zuriickbleibende Zahlung am besten
zu dienen.



Die Kosten der nach alledem erfolglosen Revision
missen gemdf § 97 Abs. 1 ZPO dem Kliger auferlegt wer-
den.

Dr, Fischer Dr. Norr Dr. Bukow Dr. Schulze Fleck



	BUNDESGERICHTSHOF

	2017 025

	IM NAMEN DES VOLKES

	lUBJ&ZSS	URTEIL	Verkündet ent




